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A. ZeichenerklärungC. RechtsgrundlagenThüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 13. März 2014 (GVBl. TH S.49), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juli 2022 (GVBl. S. 321)Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. S 1991 I S. 58), zuletzt geändertdurch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)E Verfahrensvermerke1. Aufstellungs- / Einleitungsbeschluss des Bebauungsplanes gemäß 2 (1) BauGB durch die StadtverwaltungBrotterode-Trusetal am 20.12.2022, Beschluss-Nr.: 228/36/22Verfahrensvermerk Kataster:Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen*) und Bezeichnungen*), sowie der Gebäudebestand*) mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom ................................ übereinstimmen.*) Nichtzutreffendes ist gestrichenSchmalkalden, den              i.A.....................................................................................................                                           Landesamt f. Bodenmanagement und Geoinformation                                           Katasterbereich SchmalkaldenBrotterode-Trusetal, den                                                            Siegel                                  Goßmann                                                                                                        BürgermeisterZeichnerische Festsetzungen(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO)SOSonstiges Sondergebiet(§11 BauNVO)2. Maß der baulichen Nutzung / überbaubare undnicht überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 und 2 BauGB und §§ 16 bis 24 BauNVO)Baugebiet Sondergebiet(als Höchstmaß §§ 3, 16 u. 19 BauNVO)Photovoltaik-AnlageGRZ0,8ZweckbestimmungGebäudehöhe(über OK Geländehöhe als Höchstmaß§ 16 BauNVO)4,00 m überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)Baugrenzenicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)3. Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)Grünfläche4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurEntwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächenund Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB) Umgrenzung von Flächen für Ausgleichsmaßnahmen5. Grünordnerische EinzelmaßnahmenVermeidungsmaßnahmen:V 1 Verzicht auf Beleuchtung bzw. nur im Bereich der unmittelbaren Zufahrt und desBetriebsgebäudes. Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringerHitzeempfindlichkeit bzw. geringer Oberflächentemperatur verwendet werden.Ausgleichsmaßnahmen:II. Sonstige zeichnerische FestsetzungenSonstige PlanzeichenGrenze des räumlichen Geltungsbereiches(§ 9 Abs. 7 BauGB)176,31MaßangabeA 1 Nummerierung der grünordnerischen Maßnahmenz.B.z.B.III. Nachrichtliche Übernahmen / Kennzeichnungen / HinweiseNachrichtliche Übernahme: geplantes Wasserschutzgebiet "Barchfeld, WSZIIIAIV. BestandsangabenFlurstücksgrenze1012 3z.B.Flurstücksnummer Mittelspannungs-FreileitungVorhandene WegeDarüber hinaus gehendes gültiges Recht bleibt in seiner jeweils aktuellen Fassung unberührt, soweit die Festsetzungen des Bebauungsplanes nichts anderes regeln.6. Beschluss zur Abwägung durch die Stadtverwaltung Brotterode-Trusetal am ................................7. Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes durch die Stadtverwaltung Brotterode-Trusetal gemäß § 10 (1) BauGBam ...... ....................10. Rechtswirksame Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3BauGB im Amtsblatt Nr. .................. am ............................... . Der Bebauungsplan mit Begründung undzusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadtverwaltungzu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. DerBebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 4BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.D. PlanungsgrundlageVorhabensbezogener BebauungsplanSondergebiet Agri-PV-Anlage "........................."Stadt SchmalkaldenAltmarkt 198574 SchmalkaldenPlanzeichnung M 1: 1.000Bauleitplanung:B19 ARCHITEKTENLandschaftsarchitektin Andrea FritzNürnberger Straße 27D-36456 Barchfeld-ImmelbornT 036961 734232info@b19-architekten.comBauplanungsträger:1. Breitunger H&H PV GmbHNordstraße 1498597 Breitungenp.heimrich@gmx.de8. Der Bebauungsplan wurde am ...................... mit Aktenzeichen .............................................  von der unterenRechtsaufsicht des LRA Schmalkalden-Meinigen genehmigt.9. Ausfertigung: Die Übereinstimung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des Bebauungsplanes mit demWillen des Stadtrates, sowei die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens werden bekundet.Brotterode-Trusetal, den                                                            Siegel                                  Goßmann                                                                                                        Bürgermeister2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für denVorentwurf des Bebauungsplans hat in der Zeit vom 20.02.2023 bis 21.03.2023 stattgefunden.3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fürden Vorentwurf des Bebauungsplans hat in der Zeit vom 23.01.2023 bis 24.02.2023 stattgefunden.4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Brotterode-Trusetal am 27.06.2023gebilligten Fassung vom 02.06.2023 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß§4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023 beteiligt.5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Brotterode-Trusetal am 27.06.2023 gebilligtenFassung vom 02.06.2023 wurde  mit der Begründung und den Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeitvom 21.08.2023 bis 22.09.2023 öffentlich ausgelegt.(§ 9 Abs. 1 Nr 1 und Abs. 2 Nr 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Bauland im Vorhabenbezogenen Bebauungsplanals Sondergebiet Photovoltaik (SO) festgesetzt.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung sind zulässig.1.2. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichteten Nebenanlagen sowiedie Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen.2. Maß der baulichen Nutzung2.1. Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Schraub- oder Rammfundamente aus Metall zu verankern. SolltenGründungsprobleme vorliegen, können bedarfsorientierte Fundamente (Punkt- oder Streifenfundamente )eingesetzt werden.2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 4,00 m nicht überschreiten.3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.3. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden als extenisivesGrünland genutzt bzw. sind entsprechend zu pflegen.4. Nichtüberbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)4.1. Nichtüberbaubare Grundstücksfläche sind als extensives Grünland zu erhalten.5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.6. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)Die neu zupflanzenden Heckenbereiche dürfen bei einer Leitungsverlegung, z.B. für Strom, nichtbeeinträchtigt werden. Zu den Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.7. private Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)Die privaten Grünflächen sind extensiv zu bewirtschaften bzw. zu pflegen.8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)8.1. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu versickern.8.2. Für die in Natur und Landschaft verursachten Eingriffe sollen entsprechende Ausgleichsmaßnahmen aufder im Plan festgesetzten Fläche zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(Ausgleichsfläche) umgesetzt werden. Die einzelnen Maßnahmen sind unter Punkt 9 aufgeführt.8.3. Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabensbezogenen Bebauungsplansunzulässig. Ausnahmen können im unmittelbaren Zufahrtsbereich zu den Solaranlagen zugelassen werden.Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringer Hitzeentwicklung bzw. geringer Oberflächentemperatur (z.B.Natriumdampf-Niederdrucklampen, LED-Leuchten) verwendet werden (Vermeidungsmaßnahme V 1).9. Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1a BauGB)9.1. Zum Ausgleich der ermittelten Eingriffe werden folgende Einzelmaßnahmen innerhalb der im Plandargestellten Ausgleichsflächen festgesetzt:9.2 Die Arten der festgesetzten Strauchpflanzungen sind entsprechend der Pflanzliste unter Punkt V zuwählen.10. Bauliche und technische Schutzvorkehrungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)10.1 Die Anlage von Bauwerken zur Niederschlagsversickerung  (Versickerungsschächte , - mulden, -rigoleno.ä.) ist nicht zulässig.V Festsetzungen zur Vegetationsausstattung(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)Für die in der Plandarstellung als Ausgleichsflächen gekennzeichneten Flächen werden zu der Sicherungder Eingriffs- / Ausgleichbilanz des Grünordnungsplanes folgende Festsetzungen bezüglich derPflanzenausstattung getroffen:Pflanzliste Sträucher - Ausgleichsmaßnahme 1Korbweide   Salix viminalisPurpurweide   Salix purpureaGrauweide   Salix cinereaHaselnuss   Corylus avellanaWolliger Schneeball Viburnum opulusWeißdorn   Crategus monogyna und laevigata-oxyacanthaRoter Hartriegel  Cornus sanguineaPfaffenhütchen   Euonymus europaeusV Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 83 ThürBO)1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 83 Abs. 1  Nr. 1  ThürBO)1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen imgeringen Umfang zugelassen werden.2. Einfriedungen(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)2.1 Einfriedungen sind nur innerhalb der Baugrenzen der Sondergebietsflächen und nur zur Abgrenzung derbaulichen Anlagen zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw. Gitterstabzäune mit einermaximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. Im Bereich der Zufahrt dürfen dieZaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.VI Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise(§ 9 Abs. 6 BauGB)1. GrünordnungDie Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischendargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan  als Anlage bei.2. SchutzgebieteDas Plangebiet befindet sich außerhalb von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten. Das Plangebiet liegt fastvollständig im geplanten Wasserschutzgebiet "Barchfeld", Schutzzone IIIA.Es sind daher folgende Auflagen im Rahmen der Bauausführung zu beachten:1.Die Auelehmschicht darf, durch die Bauarbeiten nicht beschädigt werden.2.Der auszuführende Baubetrieb ist durch den Auftraggeber über die Lage im geplantenTrinkwasserschutzgebiet in Kenntnis zu setzen. Das eingesetzte Personal ist vor Beginn derBaumaßnahme aktenkundig zu belehren.3.3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.11. Immissionsschutz11.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen.Verkehrsteilnehmer düfen durch die Module nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme derAnlage eine Blendwirkung herausstellen, ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Formvon entsprechend dimensionierten Gehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführtwerden. Der Zaun darf dafür in notwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.11.2 Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffreqente vom Tansformator abstrahlendeGeräusche, der Lärm, den Wartungsarbeiten, müssen bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TALärm genannten Anforderungen erfüllen. Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärmsnachstehend genannte Immissionswerte um jeweils 6 db (A) unterschreiten. FolgendeImmissionsschutzrichtwerte gelten für die Immissionsorte:- tags ( 6:00 - 22.00 Uhr: 60 db (A) für MD / 55 dB (A) für WA und- nachts (22.00 - 6.00 Uhr): 45 dB (A) für MD / 40 dB (A) für WAEinzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 dB (A) und nachtsnicht mehr als 20 dB (A) überschreiten.Für tieffrequente Geräusche sind die Anforderungen der DIN 45680 maßgeblich.Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Gemeinde den Nachweisanhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm und/oder der DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse dieserMessung sind spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Gemeinde vomVorhabensträger kostenfrei vorzulegen.Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Mäharbeiten, sind nur werktags tagsüber, in der Zeit von 6.00 -22.00 Uhr zulässig.11.3 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig.Baufeldfreimachung in den Wintermonaten. Rodung von Jungaufwuchs derGehölze außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten zwischen 01.10. und 28.02.V 2 ......Erhalt und Entwicklung .....A 14. Baugrund / AltlastenDie Fläche war bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Schmalkalden-Meiningenin der Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer 16848 erfasst. Untersuchungen belegten, daskeine schädlichen Bodenverunreinigungen vorliegen. Der Standort ist daher nicht mehr in derVerdachtsflächendatei geführt.5. DenkmalschutzFür den Planbereich oder die unmittelbare Umgebung sind keine denkmalschutzrechtlichen Belangebekannt.Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern oder Bodenfunden gerechnet werden.Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglichder unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie,anzuzeigen.Stand: 07.10.2023Sicherung und Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen fürReptilien, insbesondere Zauneidechse und Blindschleichen.CEF / A 1 SOPhotovoltaikV 1V 2CEF / A 1 5. Grünordnerische EinzelmaßnahmenVermeidungsmaßnahmen:V 1V 2 Verzicht auf Beleuchtung bzw. nur im Bereich der unmittelbaren Zufahrt und desBetriebsgebäudes. Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringerHitzeempfindlichkeit bzw. geringer Oberflächentemperatur verwendet werden.CEF- und Ausgleichsmaßnahmen:Erhalt vorhandener Bäume und GehölzbeständeSchutz der vorhandenen Habitatflächen von Amphibien. Erhalt der vorhandenentemporären Kleingewässer und Gräben. Baufeldfreimachung in denWintermonaten.V 3Baufeldfreimachung in den Wintermonaten. Rodung von Jungaufwuchs derGehölze außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten zwischen 01.10. und 28.02.V 4Sicherung und Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen fürReptilien, insbesondere Zauneidechse und Blindschleichen.CEF / A 1Sicherung und Entwicklung eines Biotopkomplexes von trockenen und magerenOffenlandbiotopen und Feuchtlebensräumen für Amphibien, insbesondere fürKreuzkröte und Kammmolch.Sicherung und Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen fürReptilien, insbesondere Zauneidechsen und Blindschleichen.CEF / A 2CEF / A 3Entsiegelung einer Teilfläche von 1.000 m² von vorhandenen Betonflächen (Platz-und Wegeflächen) im Bereich der überbaubaren Grundstücksflächen. Entwicklungvon trockenwarmen und nährstoffarmen Ruderalfluren.A 4A. ZeichenerklärungZeichnerische Festsetzungen(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO)SOSondergebiet(§11 BauNVO)2. Maß der baulichen Nutzung / überbaubare undnicht überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 und 2 BauGB und §§ 16 bis 24 BauNVO)BaugebietSondergebiet(als Höchstmaß §§ 3, 16 u. 19 BauNVO)PhotovoltaikGRZ0,6ZweckbestimmungGebäudehöhe(über OK Geländehöhe als Höchstmaß§ 16 BauNVO)4,00 m überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)Baugrenzenicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)3. Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGBprivate Grünfläche4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurEntwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächen und Maßnahmenzum Ausgleich(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB)zu erhaltener Gehölzgürtel (schematische Darstellung)zu erhaltene Einzelbäume Umgrenzung von Flächen für AusgleichsmaßnahmenErhalt und Schaffung von temporären Kleingewässern (schematische Darstellung)Bäume im Bestand(§ 9 Abs. 1 Nr 1 und Abs. 2 Nr 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Baugebiet im Bebauungsplanals Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik (SO) festgesetzt.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung- technische und bauliche Nebenanlagen einschließlich Verkehrsflächen, die für die Betreibung  der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung sind zulässig.2. Maß der baulichen Nutzung2.1. Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Schraub- oder Rammfundamente aus Metall zu verankern. SolltenGründungsprobleme vorliegen, können bedarfsorientierte Fundamente (Punkt- oder Streifenfundamente )eingesetzt werden.2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 4,50 m nicht überschreiten.Die maximale Höhe für bauliche Nebenanlagen beträgt 4,50 m, jeweils über Geländeoberfläche.Gemessen wird ab Oberkante bestehenden Gelände (vg. Höhenlinien in der Planzeichnung).3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.8.5. Die Solarmodule sind aufzuständern. Der Mindestabstand zwischen Geländeoberkante und Unterkanteder Modultische wird mit 50 cm festgesetzt. Die Flächen zwischen und unter den Solarmodulen werden alsextensives Grünland genutzt bzw. sind entsprechend zu pflegen.5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb des Sondergebiets sind ungebunden auszuführen.6. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)7. Waldflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGB)Die Waldflächen sind als Waldflächen zu erhalten und zu pflegen.8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)8.1. Die gemäß Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Gehölzbestände sind zwingend zu erhalten und vorBeeinträchtigungen zu schützen. Bei Verlust hat der Ersatz gleich- oder höherwertig zu erfolgen(Vermeidungsmaßnahme V 2).8.2. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu versickern.8.3. Für die in Natur und Landschaft verursachten Eingriffe sollen entsprechende Ausgleichsmaßnahmen aufder im Plan festgesetzten Fläche zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(Ausgleichsfläche) umgesetzt werden. Die einzelnen Maßnahmen sind unter Punkt 9 aufgeführt.8.4. Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabensbezogenen Bebauungsplansunzulässig. Ausnahmen können im unmittelbaren Zufahrtsbereich zu den Solaranlagen sowie imunmittelbaren Nahbereich des Betriebsgebäudes zugelassen werden. Es dürfen nur Beleuchtungskörper mitgeringer Hitzeentwicklung bzw. geringer Oberflächentemperatur (z.B. Natriumdampf-Niederdrucklampen,LED-Leuchten) verwendet werden. Die Lampen sind in der Beleuchtung zum Boden hin abstrahlendeinzurichten (Vermeidungsmaßnahme V 1).9. Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1a BauGB)9.1. Zum Ausgleich der ermittelten Eingriffe werden folgende Einzelmaßnahmen innerhalb der im Plandargestellten Ausgleichsflächen festgesetzt:10. Bauliche und technische Schutzvorkehrungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)10.1 Die Anlage von Bauwerken zur Niederschlagsversickerung  (Versickerungsschächte , - mulden, -rigoleno.ä.) ist nicht zulässig.V Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 88 Abs. 2 ThürBO)1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 88 Abs. 2 ThürBO)1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen imgeringen Umfang zugelassen werden.2. Einfriedungen(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)2.1 Einfriedungen sind nur innerhalb der Baugrenzen der Sondergebietsflächen und nur zur Abgrenzung derbaulichen Anlagen zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw. Gitterstabzäune mit einermaximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. Im Bereich der Zufahrt dürfen dieZaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.VI Nachrichtliche Übernahmen(§ 9 Abs. 6 BauGB)1. GrünordnungDie Standorte der als zu erhaltend festgesetzten Gehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungenzwischen dargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan als Anlage bei.1. Schutzgebiete3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.9.4.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen. Verkehrsteilnehmer dürfen durch dieModule nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme der Anlage eine Blendwirkung herausstellen,ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Form von entsprechend dimensioniertenGehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführt werden. Der Zaun darf dafür innotwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.9.4.2 Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffreqente vom Tansformator abstrahlendeGeräusche, der Lärm, den Wartungsarbeiten, müssen bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TA Lärmgenannten Anforderungen erfüllen. Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärmsnachstehend genannte Immissionswerte um jeweils 6 db (A) unterschreiten. FolgendeImmissionsschutzrichtwerte gelten für die Immissionsorte:- tags ( 6:00 - 22.00 Uhr: 60 db (A) für MD / 55 dB (A) für WA und- nachts (22.00 - 6.00 Uhr): 45 dB (A) für MD / 40 dB (A) für WAEinzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 dB (A) und nachts nichtmehr als 20 dB (A) überschreiten. Für tieffrequente Geräusche sind die Anforderungen der DIN 45680maßgeblich. Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Gemeinde denNachweis anhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm und/oder der DIN 45680 fordern. Die Ergebnissedieser Messung sind spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Gemeinde vomVorhabensträger kostenfrei vorzulegen. Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Mäharbeiten, sind nurwerktags tagsüber, in der Zeit von 6.00 - 22.00 Uhr zulässig.9.4.3 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig.11.4 Zum Tanklager des Leuchtstoffwerkes Breitungen GmbH ist mit der Baugrenze ein MIndestabstand von300 m einzuhalten. Beim Leuchtstoffwerk Breitungen GmbH handelt es sich um ein Betriebsbereich derunteren Klasse gemäß 12. BImSchV, Anhang 1, Spalte 4.2. Baugrund / AltlastenDie Fläche ist bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Schmalkalden-Meiningen inder Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer 17516 - Altablagerung "Zwölfächerswald, RichtungBairoda" mit einer wilden Ablagerung von ca. 7.800 m² erfasst.Das Plangebiet liegt zum Teil auf dem Gelände einer Halde. Die Fläche ist durch eine erheblicheanthropogene Überprägung gekennzeichnet. Die natürlichen Lagerungsverhältnisse in Oberflächennähesind vielfach gestört. Somit ist mit sehr inhomogenen Gründungsbedingungen und erheblicheingeschränkten Tragfähigkeiten zu rechnen. Sollten Hochbauten geplant werden, ist die Untersuchung- undBewertung der Baugrund- und Gründungsverhältnisse entsprechende auszulegen. Eine Reihe von imPlangebiet kartierten Senken belegt das Subrosionsgeschehen. Somit besteht hinsichtlich Subrosion einverbleibendes Gefährdungspotenzial für den Standort.2. DenkmalschutzFür den Planbereich oder die unmittelbare Umgebung sind keine denkmalschutzrechtlichen Belangebekannt.Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern oder Bodenfunden gerechnet werden.Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglichder unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie,anzuzeigen.Entsiegelung und Rückbau von Betonablagerungen A 1Sicherung und Entwicklung eines Biotopkomplexes von trockenen und magerenOffenlandbiotopen und Feuchtlebensräumen für Amphibien, insbesondere fürKreuzkröte und Kammmolch.Sicherung und Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen fürReptilien, insbesondere Zauneidechsen und Blindschleichen.CEF / A 2CEF / A 3Entsiegelung einer Teilfläche von 1.000 m² von vorhandenen Betonflächen (Platz-und Wegeflächen) im Bereich der überbaubaren Grundstücksflächen. Entwicklungvon trockenwarmen und nährstoffarmen Ruderalfluren.A 4Neuanlage einer naturnahen Gehölzhecke zur Einbindung der Solaranlagen in dieLandschaft (Sichtschutzpflanzung), Ersatz der abgängigen PappelreiheA 2 Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmen Ruderalfluren.A 3 CEF / A 1A 3 (§ 9 Abs. 1 Nr 1 und Abs. 2 Nr 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Bauland im Vorhabenbezogenen Bebauungsplanals Sondergebiet Photovoltaik (SO) festgesetzt.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung sind zulässig.1.2. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichteten Nebenanlagen sowiedie Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen.2. Maß der baulichen Nutzung2.1. Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Schraub- oder Rammfundamente aus Metall zu verankern. SolltenGründungsprobleme vorliegen, können bedarfsorientierte Fundamente (Punkt- oder Streifenfundamente )eingesetzt werden.2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 4,00 m nicht überschreiten.3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.3. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden als extenisivesGrünland genutzt bzw. sind entsprechend zu pflegen.4. Nichtüberbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)4.1. Nichtüberbaubare Grundstücksfläche sind als extensives Grünland zu erhalten.5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.6. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)Bei einer Leitungsverlegung, z.B. für Strom, sind vorhandene Gehölze nicht zu beeinträchtigen. Zu denGehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.7. private Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)Die privaten Grünflächen sind extensiv zu bewirtschaften bzw. zu pflegen.8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)8.1. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu versickern.8.2. Für die in Natur und Landschaft verursachten Eingriffe sollen entsprechende Ausgleichsmaßnahmen aufder im Plan festgesetzten Fläche zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(Ausgleichsfläche) umgesetzt werden. Die einzelnen Maßnahmen sind unter Punkt 9 aufgeführt.8.3. Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabensbezogenen Bebauungsplansunzulässig. Ausnahmen können im unmittelbaren Zufahrtsbereich zu den Solaranlagen zugelassen werden.Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringer Hitzeentwicklung bzw. geringer Oberflächentemperatur (z.B.Natriumdampf-Niederdrucklampen, LED-Leuchten) verwendet werden (Vermeidungsmaßnahme V 1).9. Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1a BauGB)9.1. Zum Ausgleich der ermittelten Eingriffe werden folgende Einzelmaßnahmen innerhalb der im Plandargestellten Ausgleichsflächen festgesetzt:10. Bauliche und technische Schutzvorkehrungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)10.1 Die Anlage von Bauwerken zur Niederschlagsversickerung  (Versickerungsschächte , - mulden, -rigoleno.ä.) ist nicht zulässig.V Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 83 ThürBO)1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 83 Abs. 1  Nr. 1  ThürBO)1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen imgeringen Umfang zugelassen werden.2. Einfriedungen(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)2.1 Einfriedungen sind nur innerhalb der Baugrenzen der Sondergebietsflächen und nur zur Abgrenzung derbaulichen Anlagen zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw. Gitterstabzäune mit einermaximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. Im Bereich der Zufahrt dürfen dieZaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.VI Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise(§ 9 Abs. 6 BauGB)1. GrünordnungDie Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischendargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan  als Anlage bei.2. SchutzgebieteDas Plangebiet befindet sich innerhalb des Biosphärenreservat .....Weitere naturschutzrechtlicheSchutzgebiete bzw. -objekte sind nicht betroffen. Das Plangebiet liegt außerhalb vonwasserschutzrechtlichen Schutzgebieten.3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.11. Immissionsschutz11.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen.Verkehrsteilnehmer düfen durch die Module nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme derAnlage eine Blendwirkung herausstellen, ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Formvon entsprechend dimensionierten Gehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführtwerden. Der Zaun darf dafür in notwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.11.2 Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffreqente vom Tansformator abstrahlendeGeräusche, der Lärm, den Wartungsarbeiten, müssen bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TALärm genannten Anforderungen erfüllen. Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärmsnachstehend genannte Immissionswerte um jeweils 6 db (A) unterschreiten. FolgendeImmissionsschutzrichtwerte gelten für die Immissionsorte:- tags ( 6:00 - 22.00 Uhr: 60 db (A) für MD / 55 dB (A) für WA und- nachts (22.00 - 6.00 Uhr): 45 dB (A) für MD / 40 dB (A) für WAEinzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 dB (A) und nachtsnicht mehr als 20 dB (A) überschreiten.Für tieffrequente Geräusche sind die Anforderungen der DIN 45680 maßgeblich.Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Gemeinde den Nachweisanhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm und/oder der DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse dieserMessung sind spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Gemeinde vomVorhabensträger kostenfrei vorzulegen.Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Mäharbeiten, sind nur werktags tagsüber, in der Zeit von 6.00 -22.00 Uhr zulässig.11.3 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig.4. Baugrund / AltlastenEin Teil der Vorhabensfläche ist bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des LandkreisesSchmalkalden-Meiningen in der Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer ....... erfasst.6. DenkmalschutzFür den Planbereich oder die unmittelbare Umgebung sind keine denkmalschutzrechtlichen Belangebekannt.Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern oder Bodenfunden gerechnet werden.Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglichder unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie,anzuzeigen.Sicherung und Entwicklung .....    A 1(§ 9 Abs. 1 Nr 1 und Abs. 2 Nr 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Bauland im Vorhabenbezogenen Bebauungsplanals Sondergebiet Photovoltaik (SO) festgesetzt.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung sind zulässig.1.2. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichteten Nebenanlagen sowiedie Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen.2. Maß der baulichen Nutzung2.1. Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Schraub- oder Rammfundamente aus Metall zu verankern. SolltenGründungsprobleme vorliegen, können bedarfsorientierte Fundamente (Punkt- oder Streifenfundamente )eingesetzt werden.2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 4,00 m nicht überschreiten.3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.3. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden als extenisivesGrünland genutzt bzw. sind entsprechend zu pflegen.4. Nichtüberbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)4.1. Nichtüberbaubare Grundstücksfläche sind als extensives Grünland zu erhalten.5. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.6. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)Die neu zupflanzenden Heckenbereiche dürfen bei einer Leitungsverlegung, z.B. für Strom, nichtbeeinträchtigt werden. Zu den Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.7. private Grünflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)Die privaten Grünflächen sind extensiv zu bewirtschaften bzw. zu pflegen.8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)8.1. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu versickern.8.2. Für die in Natur und Landschaft verursachten Eingriffe sollen entsprechende Ausgleichsmaßnahmen aufden im Plan festgesetzten Flächen zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(Ausgleichsfläche) umgesetzt werden. Die einzelnen Maßnahmen sind unter Punkt 9 aufgeführt.8.3. Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabensbezogenen Bebauungsplansunzulässig. Ausnahmen können im unmittelbaren Zufahrtsbereich zu den Solaranlagen zugelassen werden.Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringer Hitzeentwicklung bzw. geringer Oberflächentemperatur (z.B.Natriumdampf-Niederdrucklampen, LED-Leuchten) verwendet werden (Vermeidungsmaßnahme V 1).9. Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1a BauGB)9.1. Zum Ausgleich der ermittelten Eingriffe werden folgende Einzelmaßnahmen innerhalb der im Plandargestellten Ausgleichsflächen festgesetzt:10. Bauliche und technische Schutzvorkehrungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)10.1 Die Anlage von Bauwerken zur Niederschlagsversickerung  (Versickerungsschächte , - mulden, -rigoleno.ä.) ist nicht zulässig.V Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 83 ThürBO)1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 83 Abs. 1  Nr. 1  ThürBO)1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen imgeringen Umfang zugelassen werden.2. Einfriedungen(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)2.1 Einfriedungen sind nur innerhalb der Baugrenzen der Sondergebietsflächen und nur zur Abgrenzung derbaulichen Anlagen zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw. Gitterstabzäune mit einermaximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. Im Bereich der Zufahrt dürfen dieZaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.VI Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise(§ 9 Abs. 6 BauGB)1. GrünordnungDie Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischendargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan  als Anlage bei.3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.11. Immissionsschutz11.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen.Verkehrsteilnehmer düfen durch die Module nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme derAnlage eine Blendwirkung herausstellen, ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Formvon entsprechend dimensionierten Gehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführtwerden. Der Zaun darf dafür in notwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.11.2 Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffreqente vom Tansformator abstrahlendeGeräusche, der Lärm, den Wartungsarbeiten, müssen bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TALärm genannten Anforderungen erfüllen. Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärmsnachstehend genannte Immissionswerte um jeweils 6 db (A) unterschreiten. FolgendeImmissionsschutzrichtwerte gelten für die Immissionsorte:- tags ( 6:00 - 22.00 Uhr: 60 db (A) für MD / 55 dB (A) für WA und- nachts (22.00 - 6.00 Uhr): 45 dB (A) für MD / 40 dB (A) für WAEinzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 dB (A) und nachtsnicht mehr als 20 dB (A) überschreiten.Für tieffrequente Geräusche sind die Anforderungen der DIN 45680 maßgeblich.Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Gemeinde den Nachweisanhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm und/oder der DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse dieserMessung sind spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Gemeinde vomVorhabensträger kostenfrei vorzulegen.Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Mäharbeiten, sind nur werktags tagsüber, in der Zeit von 6.00 -22.00 Uhr zulässig.11.3 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig.6. Baugrund / AltlastenDie Fläche war bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Schmalkalden-Meiningenin der Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer 16848 erfasst. Untersuchungen belegten, daskeine schädlichen Bodenverunreinigungen vorliegen. Der Standort ist daher nicht mehr in derVerdachtsflächendatei geführt.Werden bei Erdarbeiten nicht bekannte Verunreinigungen angetroffen ist die Untere Bodenschutzbehördedes Landkreises Schmalkalden-Meinigen zu informieren. Unkontrollierte Nutzungen der Flächen alsZwischenlagerung diverser Ablagerungen können eine Abfallrechtliche Relevanz auslösen.4. Bodenschutz (§ 8 und 16 ThürDSchGFür den Planbereich oder die unmittelbare Umgebung sind keine denkmalschutzrechtlichen Belangebekannt.Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern oder Bodenfunden gerechnet werden.Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind im Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglichder unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie,anzuzeigen.Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen für Reptilien,insbesondere Zauneidechse und Blindschleichen.CEF / A 1 Neuanlage eines naturnahen Feldgehölz auf trockenwarmen Standort zur Einbindungder Solaranlagen in die Landschaft (Sichtschutzpflanzung), Ersatz der abgängigenPappelreiheA 2Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmen extenisven Ruderalfluren fürInsekten und ReptilienA 3 Pflanzenartenliste:-Grataegus monogyna - Weißdorn-Rosa canina - Gemeinde Hundsrose-Ligustrum vulgare - Gemeiner Liguster-Pyrus communis - Wildbirne-Viburnum lantana - Wolliger Schneeball-Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball-Acer campestre - Feldahorn-Sorbus aucuparia - Vogelbeere-Corylus avellana - Haselnuss-Salix aurita - Ohr-Weide-Rhamnus frangula - Faulbaum-Euonymus europaea - Pfaffenhütchen-Salix purpurea - Korb-Weide5. ErdaufschlüsseBohrungen, Grundwassermessstellen und geophysikalische Messungen sowie größere Baugruben sind demTLUBN gemäß Lagerstättengesetz 14 Tage vor Baubeginn anzuzeigen. A 4A 4Entsiegelung von vorhandenen Betonflächen im Bereich der überbaubarenGrundstücksflächen.  Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmenRuderalfluren.A 42. SchutzgebieteDas Plangebiet befindet sich außerhalb von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten. Das Plangebiet liegt fastvollständig im geplanten Wasserschutzgebiet "Barchfeld", Schutzzone IIIA.Es sind daher folgende Auflagen im Rahmen der Bauausführung zu beachten:1.Die Auelehmschicht darf, durch die Bauarbeiten nicht beschädigt werden.2.Der auszuführende Baubetrieb ist durch den Auftraggeber über die Lage im geplantenTrinkwasserschutzgebiet in Kenntnis zu setzen. Das eingesetzte Personal ist vor Beginn derBaumaßnahme aktenkundig zu belehren.3.Das Betanken der Baumaschinen ist außerhalb des geplanten Trinkwasserschutzgebietvorzunehmen.4.Es sind nur Baumaschinen zu verwenden, von denen eine Gefährdung des Gewässers nicht zubefürchten ist. Beim Umgang mit wassergefährdeten Stoffen (Öl, Treibstoff) dürfen nur biologischabbaubare Treib- und Schmierstoffe verwendet werden, die gesetzlichen Bestimmungen sindeinzuhalten, das heißt, jede Verunreinigung des Gewässers ist zu vermeiden. Die Beschäftigten andieser Baumaßnahme sind vor Baubeginn aktenkundig zu belehren.5.Der Beginn der Bauarbeiten undie Beendigung des Vorhabens sind mindestens 2 Wochen vor Beginnbzw. Fertigstellung der Baumaßnahme bei der unteren Wasserbehörde und demTrinkwasserversorger schriftlich anzuzeigen.6.Bei der Bauausführung muss eine fachkundige und ordnungsgemäße Bauleitung gewährleistet sein.Der verantwortliche Bauleiter hat darüber zu wachen, dass die Regeln der Baukunst, der Technik undder Wasserwirtschaft eingehalten und die vorliegenden Auflagen und Bedingungen beachtet werden.Mit den Arbeiten dürfen nur Unternehmer mit der erforderlichen Sachkunde und Erfahrung beauftragtwerden.7.Die Ölfangwannen der Transformatoren müssen groß genug sein um den kompletten Inhalt auffangenzu können.  GW GW GW GWA 3A 3 A 2A 2A 3 N CEF- und Ausgleichsmaßnahmen:Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen für Reptilien,insbesondere Zauneidechse und Blindschleichen.CEF / A 1Neuanlage eines naturnahen Feldgehölzes auf trockenwarmen Standort zurEinbindung der Solaranlagen in die Landschaft (Sichtschutzpflanzung), Ersatz derabgängigen PappelreiheA 2Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmen, extensiven Ruderalfluren fürInsekten und ReptilienA 3A 4 Entsiegelung von vorhandenen Betonflächen im Bereich der überbaubarenGrundstücksflächen. Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmen,extensiven Ruderalfluren.Die neu zupflanzenden Heckenbereiche dürfen bei einer Leitungsverlegung, z.B. für Strom, nichtbeeinträchtigt werden. Zu den Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.Sicherung und Entwicklung von trockenen und mageren Offenlandbiotopen fürReptilien, insbesondere Zauneidechse und Blindschleichen.CEF / A 1 Neuanlage einer naturnahen Gehölzhecke zur Einbindung der Solaranlagen in dieLandschaft (Sichtschutzpflanzung), Ersatz der abgängigen PappelreiheA 2 Entwicklung von trockenwarmen und nährstoffarmen Ruderalfluren.A 34. Baugrund / AltlastenDie Fläche war bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Schmalkalden-Meiningenin der Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer 16848 erfasst. Untersuchungen belegten, daskeine schädlichen Bodenverunreinigungen vorliegen. Der Standort ist daher nicht mehr in derVerdachtsflächendatei geführt.5. ErdaufschlüsseBohrungen, Grundwassermessstellen und geophysikalische Messungen sowie größere Baugruben sind demTLUBN gemäß Lagerstättengesetz 14 Tage vor Baubeginn anzuzeigen.A. ZeichenerklärungZeichnerische Festsetzungen(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO)SOSonstiges Sondergebiet Photovoltaik(§11 BauNVO)2. Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 und 2 BauGB und §§ 16 bis 24 BauNVO)Baugebiet Sondergebiet(als Höchstmaß §§ 3, 16 u. 19 BauNVO)Photovoltaik-AnlageGrundflächenzahl (GRZ)0,8ZweckbestimmungGebäudehöhe(über OK Geländehöhe als Höchstmaß§ 16 BauNVO)4,50 m überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)Baugrenzenicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 5. Waldflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGBWaldflächen6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurEntwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächenund Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB) Umgrenzung von Flächen für AusgleichsmaßnahmenVermeidungsmaßnahmen:V 1Verzicht auf Beleuchtung bzw. nur im Bereich der unmittelbaren Zufahrt und desBetriebsgebäudes. Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringerHitzeempfindlichkeit bzw. geringer Oberflächentemperatur verwendet werden.Ausgleichsmaßnahmen:II. Sonstige zeichnerische FestsetzungenSonstige PlanzeichenGrenze des räumlichen Geltungsbereiches(§ 9 Abs. 7 BauGB)176,31MaßangabeA 1 Nummerierung der grünordnerischen Maßnahmenz.B.z.B.III. Nachrichtliche Übernahmen / Kennzeichnungen / HinweiseNachrichtliche Übernahme: Naturpark "Thüringer Wald"IV. BestandsangabenFlurstücksgrenze1012 3z.B.Flurstücksnummer Mittelspannungs-FreileitungVorhandene WegeEntsiegelung und Rückbau von BetonablagerungenBäume im BestandBei einer Leitungsverlegung, z.B. für Strom, sind vorhandene Gehölze nicht zu beeinträchtigen. Zu denGehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.8.2. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu versickern.Eine konzentrierte bzw. punktuelle Versickerung ist nur im Rahmen des Artenschutzes zur Speisung vontemporären Kleingewässern zulässig.Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparkes "Thüringer Wald".  Im östlichen Bereich desPlangebietes liegt ein kleiner Binsensumpf von ca. 80 m². Es handelt sich dabei um ein gesetzlichgeschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG. Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebiete bzw. -objekte sindnicht betroffen.Das Plangebiet liegt außerhalb von wasserschutzrechtlichen Schutzgebieten.Nachrichtliche Übernahme: geplantes Wasserschutzgebiet "Barchfeld, WSZIIIAGWNPErhalt des vorhandenen Waldbestandes Flur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-TrusetalFlur: Herges VogteiGemarkung: Brotterode-Trusetal SOPhotovoltaikV 1V 1 V 2 NP  NP NP  NPV 2V 2V 2Gebäude im Bestand V 2V 2 V 2 (§ 9 Abs. 1 Nr 1 und Abs. 2 Nr 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Bauland im Vorhabenbezogenen Bebauungsplanals Sondergebiet Agri-PV-Photovoltaikanlage (SO Agri-PV) festgesetzt.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die landwirtschaftliche Nutzung-die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung sind zulässig.1.2. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichteten Nebenanlagen sowiedie Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen. Anschließend ist eine landwirtschaftlicheNutzung zulässig. Der Rückbau ist durch eine Baulast zu sichern. Hinweis: Die Pflicht für den Rückbau ist imDurchführungsvertrag mit der Gemeinde Leubsdorf vertraglich zu regeln.2. Maß der baulichen Nutzung6.1.1 Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Rammfundamente in den Boden zu verankern.2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 4,50 m nicht überschreiten. Diemaximale Höhe für bauliche Nebenanlagen beträgt 4,50 m, jeweils über Geländeoberfläche. Gemessen wirdab Oberkante bestehendem Gelände (vgl. Höhenlinien in der Planzeichnung).3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze sindinnerhalb der Baufelder allgemein zulässig.6.1.2. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden alsAckerflächen genutzt und sind entsprechend zu bewirtschaften.4. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.5. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)5.2. Zu den vorhandenen Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)6.1.4. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zuversickern.6.2.1. Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des vorhabensbezogenen Bebauungsplansunzulässig. Ausnahmen können im unmittelbaren Zufahrtsbereich zu den Solaranlagen zugelassen werden.Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringer Hitzeentwicklung bzw. geringer Oberflächentemperatur (z.B.Natriumdampf-Niederdrucklampen, LED-Leuchten) verwendet werden (Vermeidungsmaßnahme V 1).V Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 89 SächsBO)1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 89 Abs. 2 SächsBO)1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen imgeringen Umfang zugelassen werden.2. Einfriedungen(§ 89 Abs. 2 SächsBO)2.1 Einfriedungen sind im Bereich des Geltungsbereiches zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht-bzw. Gitterstabzäune mit einer maximalen Höhe von 2.25m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. ImBereich der Zufahrten dürfen die Zaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.VI Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise(§ 9 Abs. 6 BauGB)1. GrünordnungDie Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischendargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan  als Anlage bei.2. SchutzgebieteDas Plangebiet befindet sich vollständig im Landschaftsschutzgebiet "Mittleres Flöhatal". Im SüdöstlichenBereich des Plangebietes liegt eine Seggen- und Binsenreiche Nasswiese, an der östlichen und westlichenPlangebietsgrenze sowie im nordwestichen Plangebiet befinden sich Steinrücken. Es handelt sich dabei umgesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz i.V.m. § 26 SächsNatSchG. Weiterenaturschutzrechtliche Schutzgebiete liegen nicht innerhalb des Geltungsbereiches.Das Plangebiet liegt außerhalb von wasserschutzrechtlichen Schutzgebieten.3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.4. Baugrund / AltlastenDer Geltungsbereich liegt außerhalb von Altlasten-Verdachtsflächen.5. DenkmalschutzDas Plangebiet befindet sich in einem archäologischen Relevanzbereich - mittelalterlicher OrtskernD-35290-1. Im Zuge der Erdarbeiten können sich archäologische Untersuchungen ergeben.Bauverzögerungen sind dadurch nicht auszuschließen. Den mit den Untersuchungen beauftragtenMitarbeitern ist uneingeschränkter Zugang zu den Baustellen und jede mögliche Unterstützung zugewährleisten. Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, Abbruch,Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu informieren.Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern oder Bodenfunden gerechnet werden.Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind unverzüglich der zuständigen unterenDenkmalschutzbehörde, anzuzeigen.6.2.2. Erhalt der vorhandenen Steinrücken - gesetzlich geschützte Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m.§ 26 SächsNatSchG (Vermeidungsmaßnahme V 2).B. Aktuell6.1.3. Die Verkabelung zwischen den Modulen und von den Modulen zu den Wechselrichtern ist oberirdischam Montagegestelle zu führen.5.1. Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans verläuft eine leitungsrechtlich gesicherteGashochdruckleitung, DN 200, MOP 25 von inetz. Der Schutzstreifen dieser Gasleitung ist mit 6,0m (3,0mbeidseitig der Leitungsachse) festgelegt.2.1. Die maximal überbaubare Grundfläche ist durch die in der Nutzungsschablone in der Planzeichnung(Teil A) eingetragene Grundflächenzahl festgesetzt. Maßgebend ist dabei die als Sondergebiet mitintegrierter landwirtschaftlicher Nutzung mit der Zweckbestimmung "Agro-Photovoltaikanlage"gekennzeichnete Fläche.3.3. Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Baugrenzen dürfen nicht überschritten werden. Davonausgenommen sind Einfriedigungen als Drahtzaun bis 2,50 m Höhe, gemessen ab fertiger Geländehöheoder Solarzäune bis 3,0 m Höhe mit jeweils mindestens 20 cm Bodenfreiheit.6.1. Maßnahmen zum Boden- und Grundwasserschutz6.2. Naturschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Diese Maßnahmen sind als GrünordnerischeMaßnahmen in der Planzeichnung ausgewiesen.)6.2.3. Erhalt der vorhandenen Feucht- und Nassgrünland - gesetzlich geschützte Biotop gemäß § 30BNatSchG i.V.m. § 26 SächsNatSchG (Vermeidungsmaßnahmen V 3).6.2.4. Die Baumaßnahmen (Erdarbeiten) für die Agri-PV-Anlage sind außerhalb der Brutzeit der Feldlerchezwischen Mitte August und Ende März durchzuführen. Sollte innerhalb der Brutzeit mit den Bauarbeitenbegonnen werden, so muss in den Baufeldern und Arbeitsbereichen von Anfang April durch geeigneteMaßnahmen eine Vergrämung stattfinden, z.B. eine regelmäßige Bodenbearbeitung (Grubbern o.ä.). DieFlächen werden damit für Bodenbrüter unattraktiv gehalten. Selbiges gilt, wenn zwar außerhalb der Brutzeitmit den Bauarbeiten begonnen wird, diese sich aber in die Brutzeit hineinziehen und auf Grund der Größedes Solarparks künftige Baufelder oder Teilbereiche trotz bereits begonnener Arbeiten über längere Zeitenbrach liegen. (Vermeidungsmaßnahmen V 4).6.3.1. Unmittelbar unter den Modultischen sind 1m breite Blühstreifen aus einer standortgerechtenartenreichen Wiesenmischung anzusäen. Die Regiosaatgutmischungen bzw. das im Heudruschverfahrengewonnene Saatgut müssen dem Ursprungsgebiet 8 "Erz- und Elbsandsteingebirge" entstammen. DieBlühstreifen sind extensiv zu pflegen. Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig(Ausgleichsmaßnahme A1).6.3. Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen im Bereich des Sondergebietes6.4.1. Die Flächen zwischen den einzelnen Modulreihen sind einer ackerbaulichen Nutzung zuzuführen.(§ 9 Abs. 1a BauGB)6.4. Flächenbewirtschaftung innerhalb des Sondergebietes2.2. Der Bodenabstand des Zaunes (Bodenoberkante – Zaununterkante) hat durchgängig mindestens 20 cmzu betragen. Mit dieser Maßnahme wird die Zerschneidung von Lebensräumen gemindert. Sockel sind nichtzulässig.6.5.1. Nichtüberbaubare Grundstücksfläche sind als landwirtschaftliche Nutzfläche zu erhalten, soweit keineanderweitige Grünordnerische Maßnahme festgesetzt ist.6.5. Flächenbewirtschaftung innerhalb des GeltungsbereichesA. ZeichenerklärungC. RechtsgrundlagenBaugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 08. Okober 2022 (BGBl I S. 1726)Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016  (SächsGVBL. S. 186), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 1. Juni 2022 (SächsGVBl. S. 366)Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. S 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)E Verfahrensvermerke1. Aufstellungs- / Einleitungsbeschluss des vorhabensbezogenen Bebauungsplanes gemäß 2 (1) BauGB durch die Gemeinde Leubsdorf am25.10.2022.Verfahrensvermerk Kataster: Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen*) und Bezeichnungen*), sowie der Gebäudebestand*) mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom ............... übereinstimmen.*) Nichtzutreffendes ist gestrichenDöbeln, den              i.A.....................................................................................................                               Landratsamt MittelsachsenAbteilung Intergrierte Ländliche Entwicklung und GeoinformationLeubsdorf, den                                                            Siegel                                  Fröhlich                                                                                                        BürgermeisterZeichnerische Festsetzungen(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO) SOSondergebiet mit integrierter landwirtschaftlicher Nutzungmit der Zweckbestimmung - Agri-Photovoltaik(§11 BauNVO)2. Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und § 11 Abs. 2 BauNVO)Baugebiet Sondergebiet(als Höchstmaß §§ 16 u. 19 BauNVO)Agro-PhotovoltaikanlageGrundflächenzahl (GRZ)0,6ZweckbestimmungGebäudehöhe und max. zulässige Anlagenhöhe(über OK Geländehöhe als Höchstmaß§ 16 BauNVO)4,50 m überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)Baugrenzenicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)Fläche zur Erhaltung der Feucht- und Nasswiese(Vermeidungsmaßnahme V 3)6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurEntwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächenund Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB)II. Sonstige zeichnerische FestsetzungenSonstige PlanzeichenGrenze des räumlichen Geltungsbereiches(§ 9 Abs. 7 BauGB)176,31Maßangabez.B.III. Nachrichtliche Übernahmen / Kennzeichnungen / HinweiseNachrichtliche Übernahme: Gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchGgemäß der Selektiven Biotopkartierung SachsenIV. Bestandsangaben Flurstücksgrenze1012 3z.B.Flurstücksnummerbetriebsbedingte Erschließung des Sondergebietes übervorhandenen landwirtschaftlichen WegSächsische Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl.  S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 09. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134)Darüber hinaus gehendes gültiges Recht bleibt in seiner jeweils aktuellen Fassung unberührt, soweit die Festsetzungen des Bebauungsplanes nichts anderes regeln.6. Beschluss zur Abwägung durch die Gemeinde Leubsdorf am ......7. Satzungsbeschluss des vorhabensbezogenen Bebauungsplanes durch die Gemeinde Leubsdorf gemäß § 10 (1) BauGB am ......10. Rechtswirksame Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des vorhabensbezogenen Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 3BauGB im Amtsblatt Nr. ........ am ..... . Der vorhabensbezogene Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärungwird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhaltauf Verlangen Auskunft gegeben. Der vorhabensbezogene Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44Abs. 3 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.D. Planungsgrundlage8. Der vorhabensbezogene Bebauungsplans wurde am ............ mit Aktenzeichen ......  von der unteren Rechtsaufsicht des LRAMittelsachse genehmigt.9. Ausfertigung: Die Übereinstimung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des vorhabensbezogenen Bebauungsplanes mit demWillen des Gemeinderats, sowei die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens werden bekundet.Leubsdorf, den                                                            Siegel                                  Fröhlich                                                                                                        Bürgermeister2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf desvorhabensbezogenen Bebauungsplans hat in der Zeit vom ........ bis .......... stattgefunden.3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf desvorhabensbezogenen Bebauungsplans  hat in der Zeit vom 13.01.2023 bis 16.02.2023 stattgefunden.4. Zu dem Entwurf des vorhabensbezogenen Bebauungsplans in der vom Gemeinderat Leubsdorf am ....... gebilligten Fassung vom ..........wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ........ bis .......... beteiligt.5. Der Entwurf des vorhabensbezogenen Bebauungsplans in der vom Gemeinderat Leubsdorf am ....... gebilligten Fassung vom ...... wurdemit der Begründung und den Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ....... bis ......... öffentlich ausgelegt.F Begründung   siehe TextteilG Umweltbericht und Grünordnungsplan mit ArtenschutzrechtlicherBetrachtung   - siehe TextteilAgri-PVBNachrichtliche Übernahme: Landschaftsschutzgebiet "Mittleres Flöhatal"LSGNachrichtliche Übernahme: Vogelschutzgebiet EU Nr. 5144-451 "Flöhatal"VSGFläche zum Erhalt der Steinrücken mit Gehölzaufwuchs(Vermeidungsmaßnahme V 2)B. AktuellGasleitung unterirdischSchutzstreifen 6,00 m (3,0 m beidseitig der Leitungsachse) Fläche für die Landwirtschaft3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen(§ 9 Abs. 1  Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)4. Verkehrsflächen(§ 9 Abs. 1  Nr. 11 BauGB5. Versorgungsanlagen und -leitungen(§ 9 Abs. 1  Nr. 13 BauGB Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen:V 1 Verzicht auf Beleuchtung bzw. nur im Bereich der unmittelbaren Zufahrt und desBetriebsgebäudes. Es dürfen nur Beleuchtungskörper mit geringerHitzeempfindlichkeit bzw. geringer Oberflächentemperatur verwendet werden.V 2V 3Baumaßnahmen außerhalb der Brutzeit der FeldlercheV 4Verwendung kleintierdurchlässiger ZäuneM 1Ausgleichsmaßnahmen:Anlage von Blühstreifen innerhalb des Sondergebietes"Agri-Photovoltaik-Anlage"A 1 Höhen in m ü NNB. AktuellB Nachrichtliche Übernahme: Gesetzlich geschütztes Biotopgemäß § 30 BNatSchG, Binsensumpf 0.84.5 VII Hinweise3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen(§ 9 Abs. 1  Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)Photovoltaik4. Verkehrsflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) Öffentliche VerkehrsflächenErhalt des Binsensumpfes - Gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG
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Am KochenfeldL 1126L 1126L 1126V 3M1M 1Minderungsmaßnahmen:M 1Verwendung kleintierdurchlässiger ZäuneSO4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen4.1. Für den Betrieb der Photovoltaikanlage erforderlichen Zuwegungen und Stellplätze sind innerhalb dernicht überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig. A 2Entsiegelung und Rückbau von Betonablagerungen,Enwicklung von externsiven Grünland, Anlage vonHolzstappeln und FeuchtbereichenA 2  A 2A 1 A 1V 1 420420415415425Nachrichtliche Übernahme: Altablagerung "Zwölfäckerswald, Richtung Bairoda"Quelle: nachrichtliche Übernahme ohne Gewähr in Lage und Umfang(THALIS - Kennziffer 17516) Entsiegelung und Rückbau von Betonablagerungen,Enwicklung von externsiven Grünland, Anlage vonHolzstappeln und Feuchtbereichen1.2. Die im Bebauungsplan festgesetzten Anlagen und Einrichtungen sind bis zu dem Zeitpunktzulässig, an dem sie nach Fertigstellung und Inbetriebnahme für einen Zeitraum von mehr als18 Monaten nicht betrieben wurden. Eine Rückbauverpflichtung entsteht ab dem Zeitpunkteiner Unzulässigkeit der Nutzung. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlageneinschließlich der errichteten Nebenanlagen sowie die Betriebsgebäude innerhalb einer12-Monatsfrist zurückzubauen. Für die Sondergebietsfläche PV-Anlage wird als Folgenutzung"Flächen für die Landwirtschaft" festgesetzt. Der Rückbau ist durch eine Baulast zu sichern.2.1. Die maximal überbaubare Grundfläche ist durch die in der Nutzungsschablone in derPlanzeichnung (Teil A) eingetragene Grundflächenzahl festgesetzt. Maßgebend ist dabei die alsSondergebiet "Photovoltaikanlage" gekennzeichnete Fläche.2.2. Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamentezu beschränken. Die Modultische sind mit Schraub- oder Rammfundamente aus Metall zuverankern. Sollten Gründungsprobleme vorliegen, können bedarfsorientierte Fundamente (Punkt-oder Streifenfundamente eingesetzt werden. 420Am KochenfeldL 1126L 1126Herges VoigteiFlur 15Herges VoigteiFlur 17Herges VoigteiFlur 17Herges VoigteiFlur 15Herges VoigteiFlur 15Herges VogteiFlur 1 Flur 1 Flur 1FlurgrenzeHerges VoigteiFlur 17Beiroda-WolfsbergFlur 6Beiroda-WolfsbergFlur 3GemarkungsgrenzeBaugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl 2023 I Nr. 184)Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändertdurch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)Agri-PV SO A. ZeichenerklärungI. Zeichnerische Festsetzungen(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)1. Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO) Sondergebiet mit integrierter landwirtschaftlicher Nutzungmit der Zweckbestimmung - Agri-Photovoltaik(§11 BauNVO)2. Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und § 11 Abs. 2 BauNVO)Baugebiet Sondergebiet(als Höchstmaß §§ 16 u. 19 BauNVO)in senkrechter Position der SolarmoduleAgro-PhotovoltaikanlageGrundflächenzahl (GRZ)0,6ZweckbestimmungGebäudehöhe und max. zulässige Anlagenhöhe(über OK Geländehöhe als Höchstmaß§ 16 BauNVO)5,00 m überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)Baugrenzenicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurEntwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächenund Maßnahmen zum Ausgleich(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB)II. Sonstige zeichnerische FestsetzungenSonstige PlanzeichenGrenze des räumlichen Geltungsbereiches(§ 9 Abs. 7 BauGB)176,31Maßangabez.B.III. Nachrichtliche Übernahmen / KennzeichnungenIV. BestandsangabenAgri-PV Fläche zum Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen(Vermeidungsmaßnahme V 2)B. AktuellFläche für die Landwirtschaft3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen(§ 9 Abs. 1  Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)4. Verkehrsflächen(§ 9 Abs. 1  Nr. 11 BauGB5. Versorgungsanlagen und -leitungen(§ 9 Abs. 1  Nr. 13 BauGBVermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen:V 1 Verzicht auf Beleuchtung (Vermeidungsmaßnahme V 1)V 2Ausgleichsmaßnahmen:Entwicklung von extensiven Grünland im Bereich der nicht überbaubarenSondergebietsfläche und zwischen den Modulreihen innerhalb desSondergebietes "Agri-Photovoltaik-Anlage" (Ausgleichsmaßnahme A 1)A 1 Höhen in m ü NNVerwendung kleintierdurchlässiger ZäuneM 1Öffentliche Verkehrsflächebetriebsbedingte Erschließung des Sondergebietesüber vorhandenen landwirtschaftlichen Weg SO Nachrichtliche Übernahme: Naturpark "Thüringer Wald"NPFlurstücksgrenze1012 3z.B.Flurstücksnummer Vorhandene WegeGebäude im BestandFlurgrenzeGemarkungsgrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 23 b und Abs. 2 Nr. 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )B. Textliche Festsetzungen1. Art der baulichen NutzungGemäß Planzeichnung ist das Sondergebiet Erneuerbare Energien nach § 11 Abs. 2 BauNVO als SonstigesSondergebiet mit Zweckbestimmmung "Agri-PV-Photovoltaikanlage (SO Agri-PV) festgesetzt.6.1.1 Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zubeschränken. Die Modultische sind mit Rammfundamente in den Boden zu verankern.6.1.2. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden alsGrünlandfläche genutzt und sind entsprechend zu bewirtschaften.4. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eineMaximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase derPhotovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.5. Ver- und Entsorgungsleitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)5.2. Zu den vorhandenen Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklungvon Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)6.1.4. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zuversickern.6.1.3. Die Verkabelung zwischen den Modulen und von den Modulen zu den Wechselrichtern ist oberirdischam Montagegestelle zu führen.6.1. Maßnahmen zum Boden- und Grundwasserschutz6.2. Naturschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Diese Maßnahmen sind als GrünordnerischeMaßnahmen in der Planzeichnung ausgewiesen.)6.3.2. Ausgleichsmaßnahme A 2:  Pflanzung von standortgerechten, einheimischen Sträuchern. Die Pflanzenmüssen den genetischen Urspruch  in dem betreffend Gebiet haben (§ 40 Abs. 1 BNatSchG).6.3.3. Ausgleichsmaßnahme A3: Entwicklung von extensiven Blühstreifen. Es ist ein Blühstreifen aus einerstandortgerechten artenreichen Wiesenmischung anzusäen. Die Regiosaatgutmischungen bzw. das imHeudruschverfahren gewonnene Saatgut müssen dem Ursprungsgebiet 8 "Erz- und Elbsandsteingebirge"entstammen. Alternativ bei Nichtverfügbarkeit der Regiosaatgutmischung Ursprungsgebiet 8 "Erz- undElbsandsteingebirge" sind die Blühstreifen durch eine spontane Selbstbegrünung zu entwickeln. DieBlühstreifen sind extensiv zu pflegen. Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.Die Ausgleichsmaßnahme A 1 ist dauerhaft zu erhalten und durch eine Baulast  gemäß § 83 SächsBO zusichern.1.1. Zulässig sind ausschließlich:- die landwirtschaftliche Nutzung sowie die integrierte landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Modulreihen- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung in aufgeständerter Form   in einem Reihenabstand von mindestens 9 m- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung- Gebäude zur Stromspeicher zur Zwischenspeicherung des durch die PV-Freiflächenanlage erzeugten Stroms.Innerhalb des in der Planzeichnung festgesetzten Sondergebietes sind ausschließlich Anlagen zulässig, zu derenDurchführung sich der Vorhabensträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.1.3. Die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzten Anlagen und Einrichtungen sind bis zu demZeitpunkt zulässig, an dem sie nach Fertigstellung und Inbetriebnahme für einen Zeitraum von mehr als 18Monaten nicht betrieben wurden. Eine Rückbauverpflichtung entsteht ab dem Zeitpunkt einer Unzulässigkeitder Nutzung. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichtetenNebenanlagen sowie die Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen. Der Rückbau istdurch eine Baulast zu sichern. Hinweis: Die Pflicht für den Rückbau ist im Durchführungsvertrag mit derStadtverwaltung Schmalkalden vertraglich zu regeln.2. Maß der baulichen Nutzung2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 5,00 m nicht überschreiten. Diemaximale Höhe für bauliche Nebenanlagen beträgt 5,00 m, jeweils über Geländeoberfläche. Gemessenwird ab Oberkante bestehendem Gelände (vgl. Höhenlinien in der Planzeichnung).3. Überbaubare Grundstücksflächen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.3.2. Für den Betrieb der Agri-Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätzesind innerhalb der Baufelder allgemein zulässig.6.2.1. Vermeidungsmaßnahme V 1:  Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich desvorhabensbezogenen Bebauungsplans unzulässig.9.1. GrünordnungDie Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischendargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkretenUmsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan als Anlage bei.6.2.2. Vermeidungsmaßnahme V 2: Erhalt der vorhandenen Gehölz- und Waldflächen. Dauerhafte Pflegeinnerhalb des Geltungsbereichs. Bei Bedarf und für die Herstellung der Verkehrssicherung Durchführung voneinen fachgerechten Pflegeschnitt. Die Gehölzpflege ist nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. eines Jahresaus Artenschutzgründen zulässig (§ 39 Abs. 5 Nummer 2 BNatSchG).2.1. Die maximal überbaubare Grundfläche ist durch die in der Nutzungsschablone in der Planzeichnung(Teil A) eingetragene Grundflächenzahl festgesetzt. Die Grundflächenzahl bezieht sich auf diePhotovoltaikmodule in waagerechter Position. Maßgebend ist dabei die als Sondergebiet mit integrierterlandwirtschaftlicher Nutzung mit der Zweckbestimmung "Agri-Photovoltaikanlage" gekennzeichnete Fläche.3.3. Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Baugrenzen dürfen nicht überschritten werden. Davonausgenommen sind Einfriedigungen als Drahtzaun bis 2,25 m Höhe, gemessen ab fertiger Geländehöhe inm. Im Bereich der Zufahrten dürfen die Zaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein. Höhe mit jeweils mindestens20 cm Bodenfreiheit.6.3.1. Ausgleichsmaßnahme A 1: Entwicklung vo extensiven Grünland im Bereich der nicht überbaubarenSondergebietsfläche und zwischen den Modulreihen. Die Grünlandflächen sind extensiv zu pflegen.Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. Die Ausgleichsmaßnahme A 1 istdauerhaft zu erhalten und zu sichern.6.3. Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen im Bereich des Sondergebietes(§ 9 Abs. 1a BauGB)7.2.2. Minimierungsmaßnahme M1: Der Bodenabstand des Zaunes (Bodenoberkante – Zaununterkante) hatdurchgängig mindestens 20 cm zu betragen. Mit dieser Maßnahme wird die Zerschneidung vonLebensräumen gemindert. Sockel sind nicht zulässig.1.2. Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen darfhöchstens 15 % der Sondergebietsfläche Agri-Photovoltaikanlage betragen.3.4. Flächenbewirtschaftung innerhalb des GeltungsbereichesNichtüberbaubare Grundstücksflächen sind als landwirtschaftliche Nutzfläche zu erhalten, soweit keineanderweitige Grünordnerische Maßnahme festgesetzt wird.9. Hinweise1.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen. Verkehrsteilnehmer dürfen durchdie Module nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme der Anlage eine Blendwirkungherausstellen, ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Form von entsprechenddimensionierten Gehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführt werden. Der Zaundarf dafür in notwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.7. Immissionsschutz1.2 Teilfläche 2: Im Bereich der Zufahrten ist ein Blendschutz am Zaun anzubringen.7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 88 Abs. 2 ThürBO)7.1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen(§ 88 Abs. 2 ThürBO)7.1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.7.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagensollen reflexionsarm sein.7.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe undAusführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen im geringenUmfang zugelassen werden.7.2. Einfriedungen(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)7.2.1 Einfriedungen sind innerhalb des Geltungsbereiches zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw.Gitterstabzäune mit einer maximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. ImBereich der Zufahrt dürfen die Zaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.8. Nachrichtliche Übernahmen(§ 9 Abs. 6 BauGB)8.1. Schutzgebiete2. Baugrund / AltlastenDie Fläche ist bei der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Schmalkalden-Meiningen inder Verdachtsflächendatei THALIS unter der Kennziffer 17516 - Altablagerung "Zwölfächerswald, RichtungBairoda" mit einer wilden Ablagerung von ca. 7.800 m² erfasst.Das Plangebiet liegt zum Teil auf dem Gelände einer Halde. Die Fläche ist durch eine erheblicheanthropogene Überprägung gekennzeichnet. Die natürlichen Lagerungsverhältnisse in Oberflächennähesind vielfach gestört. Somit ist mit sehr inhomogenen Gründungsbedingungen und erheblicheingeschränkten Tragfähigkeiten zu rechnen. Sollten Hochbauten geplant werden, ist die Untersuchung- undBewertung der Baugrund- und Gründungsverhältnisse entsprechende auszulegen. Eine Reihe von imPlangebiet kartierten Senken belegt das Subrosionsgeschehen. Somit besteht hinsichtlich Subrosion einverbleibendes Gefährdungspotenzial für den Standort.9.2. DenkmalschutzAus dem Umfeld des Plangebietes liegen Hinweise auf den Standort einer mittelalterlichen Wüstung vor. Einearchäologische Begleitung ist erforderlich. Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälernoder Bodenfunden gerechnet werden. Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind imSinne des § 16 ThürDSchG unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamtfür Denkmalpflege und Archäologie, anzuzeigen.Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparkes "Thüringer Wald". Im südwestlichen Bereichdes Plangebietes befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetzi.V.m. § 15 Thüringer Naturschutzgesetz, hier: 4710 Lesesteinhaufen mit Gehölzen und ruderalenGrasfluren. Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebiete bzw. -objekte sind nicht betroffen.Das Plangebiet liegt außerhalb von wasserschutzrechtlichen Schutzgebieten.9.3. StraßenschädenSchäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit fürBaustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.B. AktuellVorhabenbezogener Bebauungsplan "SondergebietEnergiegewinnung aus Photovoltaik - Der Sandacker"Stadtverwaltung SchmalkaldenBauleitplanungB19 ARCHITEKTENLandschaftsarchitektin Andrea FritzNürnberger Straße 27D-36456 Barchfeld-Immelborninfo@b19-architekten.comVorhabensträger:1. Breitunger H&H PV GmbHNordstraße 1498597 BreitungenE-Mail: p.heimrich@gmx.deStand: 26.02.2024PlanzeichnungM 1: 1.000 Vorhabensbezogener BebauungsplanSondergebiet Agri-PV-Anlage "........................."Stadt SchmalkaldenAltmarkt 198574 SchmalkaldenPlanzeichnung M 1: 1.000Bauleitplanung:B19 ARCHITEKTENLandschaftsarchitektin Andrea FritzNürnberger Straße 27D-36456 Barchfeld-ImmelbornT 036961 734232info@b19-architekten.comBauplanungsträger:1. Breitunger H&H PV GmbHNordstraße 1498597 Breitungenp.heimrich@gmx.deStand: 07.10.2023C. RechtsgrundlagenThüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 13. März 2014 (GVBl. TH S.49), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juli 2022 (GVBl. S. 321)Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. S 1991 I S. 58), zuletzt geändertdurch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)E Verfahrensvermerke1. Aufstellungs- / Einleitungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß 2 (1) BauGB durch dieStadtverwaltung Schmalkalden am 25.09.2023, Beschluss-Nr.: 120/23Verfahrensvermerk Kataster:Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen*) und Bezeichnungen*), sowie der Gebäudebestand*) mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom ................................ übereinstimmen.*) Nichtzutreffendes ist gestrichenSchmalkalden, den              i.A.....................................................................................................                                           Landesamt f. Bodenmanagement und Geoinformation                                           Katasterbereich SchmalkaldenSchmalkalden, den                                                            Siegel                                  Kaminski                                                                                                        BürgermeisterDarüber hinaus gehendes gültiges Recht bleibt in seiner jeweils aktuellen Fassung unberührt, soweit die Festsetzungen des Bebauungsplanes nichts anderes regeln.6. Beschluss zur Abwägung durch die Stadtverwaltung Schmalkalden am ................................7. Satzungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes durch die Stadtverwaltung Schmalkalden gemäß§ 10 (1) BauGB am ...... ....................10. Rechtswirksame Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß§ 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt Nr. .................. am ............................... . Der Vorhabensbezogene Bebauungsplanmit Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in derStadtverwaltung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. DerVorhabenbezogene Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Nr. 1 und 2sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.D. Planungsgrundlage8. Der Vorhabenbezogenene Bebauungsplan wurde am ...................... mit Aktenzeichen .............................................  vonder unteren Rechtsaufsicht des LRA Schmalkalden-Meinigen genehmigt.9. Ausfertigung: Die Übereinstimung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des VorhabenbezogenenBebauungsplanes mit dem Willen des Stadtrates, sowei die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrenswerden bekundet.Schmalkaldenl, den                                                            Siegel                                  Kaminski                                                                                                        Bürgermeister2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für denVorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat in der Zeit vom 02.01.2024 bis 30.01.2024 stattgefunden.3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für denVorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat in der Zeit vom 11.12.2023 bis 12.01.2024 stattgefunden.4. Zu dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Schmalkalden am.............. gebilligten Fassung vom ........... wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß§4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .............. bis ............... beteiligt.5. Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Schmalkalden am ..........gebilligten Fassung vom .......... wurde mit der Begründung und den Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in derZeit vom ............. bis ................ öffentlich ausgelegt.B. AktuellBaugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl 2023 I Nr. 394)Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändertdurch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)Nachrichtliche Übernahme: Gesetzlich geschützte Biotopenach der Biotoptypenkartierung Thüringer Landesanstalt fürUmwelt, Bergbau und NaturschutzHinweis: Die Lage ist abweichend vom tatsächlichen Bestand.B 68/24531832/35929/235/367/2432/637/31732/730/124/237/130/440/203823/332/2435227/270/1935/14132/930/35440/1928/125602129/329/124/14235/232/820/237/536/171/196427/337/472/1940/1855335137/26336/23440/75861573940/17566626623140/532/1030/240/420/342/422/554/48/343/8334941/128/156127107/1810/1842/53728/1129/12554/52628/1215/4341/328/1010/1742/3610/310/1435/242/71/41128/145/177/5923/110/19481/210/125022/210/201/643/343/515/328/45/410/10108/181/1101/25/743/1022/32441/243/413/130/14685/184/14716/110/1596/5571/103/128/1710/76054/35335/174/3141/339/11922/410/542/622/628/1642/210/815/14/371479/223843/610/1644/176/281/54/23675/3254/23/2585145/166/5210/987/2243/252/142/843/723/25/388/2243/115/657/1521/24121/1392545/168401/73550/3618/12812/33291/63854/15311/518/361/1355/1512/147/17112760/15332912/514/215/259/1516/516/151/1572/356/15232/1241/115/153/1512/414/112/22/43416/420/14301/448/172618/2552/151/31/844/31/2131043/36 184046815442/5242/743/35/85031531043/15/6283237381443/542/459/3016/2481233111943/4555/44/21329357/495/56/15/742/1158/3027364456/26349394/15/375/142/622255/26/221415216/1234535511542/85/942/224172047112/411/612/98/323/25/511/195/1419/13523/3722384012/1111/85/7415/13335/912/512/84311/93213/312/12395/611/712/22152/2511/1611/21411/123658/155/416/712/1026/14657/155/124811/1716/51426/33716/12/24511/115/211/13311/204412/15/12/153/5027/12/323/111/1427/22/5425/1156/4211/15/318/111/1047526/216/616/48/45/1513/29/116/313/15/10651/242/48/116/255/112/33411/35/8 74/45/651177/60148/6488/510854121/18/299599130/272/563/18/288/1789/2111165/1049222/10104/51164/138/228/24121/2731298101/1162/104128141129/12159/10422/88/1874/1072/3142129/1174/3129/18755164/10474/283195/104199/10174/1205/86136/2203/801154/3188/104129/75/547/6127/1129/2102621254422/4425/897/168/25/215528/19156/104132/110781147129/13204/808413349/29113747/3129/997/319/113876/1149/64129/10129/19166/10422/7105104/822/2508/316129/41468/3132/263/25/449/1167/104104/6100/2112206/86184/10457160/1041265/38/231247846/2178/7272/44/2129/2022/18/3022/589/1180/64718/26185/10488/347/4183/104190/10472/6189/1048/147076/2163820/222/911110163/104103/2454/4155/104104/28/16104/3129/897/21774/11130/174/710181/6446/1197/6474/5192/10411388/4168/104146158/10469129/3109/1104/788/6127/2143965/7129/160/190/122/3135134/2103/34313/167/158/11148/15104/10129/622/11658/20100/36622/641131140136/1144173/778/25157/10487104/12182/6468/1408/2782941396185539103/49359/1129/5175198/6467/256104/9145109/2106172/774/674/84/5123187/1048/215/147/513/2129/17792118134/190/2100/737/417100/4100/1032/632/76727/2130/388298/630/137/17538/153105/238/377118/22115986/2116/6121/3238/589/199/2140/2881/110372887089/24/21524/180/6100/323/231/16611333/1116/47338/10100/29750/2144/891318134/11640141/3184/181/2104/25238/11528/14936/4563411429/2100/91093532/431/6116/268588/14680/427/1116/529/1106119/2351117/2278104/196/29299/33/28796/137/3951412100/532/284/411133/226/138/898/132/926/3139/31105/147/186/1396520/221/236/3100/199/125/196/342105/332/826/428/42137/3298/2487471105/485911018/25711236/230/223/16490961/19363/1100/876107694/498/41983100/628/53/3142/11680/51062/35538/74/36332/598/354738/921/162/2444580/310260417947/210898/520/14384/331/41650/1110138/38V 3V 2V 2 2811720/1M1M1 A 1WeidebrunnFlur 14SchmalkaldenFlur 22SchmalkaldenFlur 20SchmalkaldenFlur 20WeidebrunnFlur 9 1.3. Die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzten Anlagen und Einrichtungen sind bis zu demZeitpunkt zulässig, an dem sie nach Fertigstellung und Inbetriebnahme für einen Zeitraum von mehr als 18Monaten nicht betrieben wurden. Eine Rückbauverpflichtung entsteht ab dem Zeitpunkt einer Unzulässigkeitder Nutzung. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichtetenNebenanlagen sowie die Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen. Für dieSondergebietsfläche Agri-PV-Anlage wird als Folgenutzung "Flächen für die Landwirtschaft" festgesetzt. DerRückbau ist durch eine Baulast zu sichern. Hinweis: Die Pflicht für den Rückbau ist im Durchführungsvertragmit der Stadtverwaltung Schmalkalden vertraglich zu regeln.9.4. ImmissionsschutzT7Erhalt des gesetzlich geschützten Biotops "Lesesteinhaufen mit Gehölzenund ruderalen Grasfluren" (Vermeidungsmaßnahme V 3)V 35.1. Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans verlaufen Stromversorgungsanlagen der TENThüringer Energienetze GmbH und Co.KG. Es handelt sich um eine Hochspannungsleitung. Im Planbereichverläuft des Weiteren ein Informationskabel der TEAG Thüringer Energie AG. Der Leitungsverlauf und dieSchutzabstände sind in der Planzeichnung dargestellt. Der Begründung Punkt 4.5 sind die einzuhaltendenAuflagen zu entnehmen.Informationskabel der TEAG Thüringer Energie AGHochspannungsleitung der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KGHochspannungsleitung der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KGBetriebsarbeitsschutzzone LeitungenBetriebsarbeitsschutzzone Leitungen    SOAgri-PV0,6  5,0   SOAgri-PV0,6  5,03/340/24/240/1515144/740/640/364940/1240/134/310724/46548840/84/104/14/51114/1140/1640/94/84/6501694540/10474/9461220/43/140/11441340/140/1451920/220/416/33720/342/1043/1243/642/943/1343/1443/743/1142/342/143/243/1043/943/8V 2 V 2V 2V 2 33119169/32232434171/32170/32120311182925122353930372636271/21/101/6941/31/11/91/81/51151/71/4M1M1M1 M1 NP NPA 1A 1 A 1WeidebrunnFlur 13SchmalkaldenFlur 21WeidebrunnFlur 10Erdseilluftkabel Singlemode E9/125 AL/ST 3x95/15Sma-Brt  5Odf-Sma 3TESTTEST9S65AL/ST 3x95/15Erdseilluftkabel Singlemode E9/125M1A 2 A 2  B  B   B  B  B  BEntwicklung von extensiven Grünland entlang der Waldstrukturen(Ausgleichsmaßnahme A 2)A 2 6.2.3. Vermeidungsmaßnahme V 3:  Der gesetzlich geschützte Biotop, hier: Lesesteinhaufen mit Gehölzenund ruderalen Grasfluren ist zu erhalten.6.3.2. Ausgleichsmaßnahme A 2: Entwicklung vo extensiven Grünland entlang der Waldstrukturen. DieGrünlandflächen sind extensiv zu pflegen. Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nichtzulässig. Die Ausgleichsmaßnahme A 2 ist dauerhaft zu erhalten und zu sichern.3/2HN 370HN 375HN 380HN 400HN 400HN 395HN 390HN 385HN 405HN 410HN 415

53

18

32/3

59

29/2

35/3

32/6

37/3

17

32/7

30/1

37/1

30/4

40/20

38

43

52

70/19
35/1

32/9

30/3

54

40/19

28/1

25

60

21

29/3

29/1

35/2

32/8

20/2

37/5

36/1

71/19

64

27/3

37/4

72/19

40/18

33

51

37/2

36/2

34

40/7

58

61

39

40/17

66

62

40/5

30/2

40/4

20/3

1/3 6
1/4

5/1

1/2

50

1/6

5/4

1/1

101/2

5/7

43/10 3/1

54/3

4/3 743/6

1/5

4/2

54/2

3/2

51

43/7

5/3

5/6

57/15

21/2

41

21/1 39

45/16

40

35

50/36

18/1

12/3

38

54/15

18/3

61/13

55/15

12/1

47/17

60/15

33

14/2

15/2

59/15

16/5

16/1

51/15

56/15

15/1

53/15

14/1

12/2

34

16/4

20/1

48/17

18/2

52/15

13

40

54

42/5

42/7

43/3

53

43/1

38

43/5

42/4

48

43/4

55

42/11

44

39

5/1

42/6

5/2

41

45

42/8

42/2

5/14

5/7

5/13

5/9

5/6

5/12

27/1

27/2

5/11

47

5

5/10

5/8 22/10

22/8
22/4

22/7
22/2

22/1

22/5

20/2

22/9
22/3

22/11

22/6

21

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

V 3

V 2

V 2

28117

M1

M1

A 1

Weidebrunn
Flur 14

Schmalkalden
Flur 22

Schmalkalden
Flur 20

Schmalkalden
Flur 20

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

   SO
Agri-PV

0,6  5,0

   SO
Agri-PV

0,6  5,0

3/3

40/2

4/2

40/15

15
14

4/7

40/6

40/3

6

49

40/12

40/13

4/3

10

7

2
4/4

65

48

8

40/8

4/10

4/1

4/5

11

1

4/11

40/16

40/9

4/8

4/6

50

16

9

45

40/10

47

4/9

46

12

20/4

3/1

40/11

44

13

40/1

40/14

5

19

20/2

20/4
16/3

37

20/3

42/10

43/12

43/6

42/9

43/13

43/14

43/7

43/11

42/342/143/2

43/10

43/9

43/8

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

TT

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

TT

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

V 2

V 2

V 2

V 2

33

119

169/32

23
24

34

170/32

120

31

118

29

25

122

35

30

37

26

36

27

1/2

1/6

94

1/3

1/1

1/9

1/81/5

115

1/71/4

M1

M1

M1
M1

 NP

 NP

A 1

A 1

A 1

Weidebrunn
Flur 13

Schmalkalden
Flur 21

Weidebrunn
Flur 10

Er
ds

eil
luf

tka
be

l S
ing

lem
od

e E
9/1

25

Sma-Brt  5 Od
f-S

ma
 3

T
EST

9S

5

Er
ds

eil
luf

tka
be

l S
ing

lem
od

e E
9/1

25

M1

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

A 2

A 2

  B

  B

  B

  B

  B

  B

V

V

V

V

V V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V V

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

T

3/2

HN 370

HN 375

HN 380

HN 400

HN 400

HN 395

HN 390

HN 38
5

HN 405

HN 410

HN 415

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

5

C. Rechtsgrundlagen

Thüringer Bauordnung (ThürBO) in der Fassung vom 13. März 2014 (GVBl. TH S.49), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juli 2022 (GVBl. S. 321)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. S 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

E Verfahrensvermerke
1. Aufstellungs- / Einleitungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß 2 (1) BauGB durch die
Stadtverwaltung Schmalkalden am 25.09.2023, Beschluss-Nr.: 120/23

Verfahrensvermerk Kataster:
Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen*) und Bezeichnungen*), sowie der Gebäudebestand*) mit dem Liegenschaftskataster nach dem Stand vom ................................ übereinstimmen.

*) Nichtzutreffendes ist gestrichen

Schmalkalden, den              i.A.....................................................................................................

                                           Landesamt f. Bodenmanagement und Geoinformation
                                           Katasterbereich Schmalkalden

Schmalkalden, den

                                                            Siegel                                  Kaminski
                                                                                                        Bürgermeister

Darüber hinaus gehendes gültiges Recht bleibt in seiner jeweils aktuellen Fassung unberührt, soweit die Festsetzungen des Bebauungsplanes nichts anderes regeln.

6. Beschluss zur Abwägung durch die Stadtverwaltung Schmalkalden am ................................

7. Satzungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes durch die Stadtverwaltung Schmalkalden gemäß
§ 10 (1) BauGB am ...... ....................

10. Rechtswirksame Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt Nr. .................. am ............................... . Der Vorhabensbezogene Bebauungsplan
mit Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der
Stadtverwaltung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der
Vorhabenbezogene Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Nr. 1 und 2
sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

D. Planungsgrundlage

8. Der Vorhabenbezogenene Bebauungsplan wurde am ...................... mit Aktenzeichen .............................................  von
der unteren Rechtsaufsicht des LRA Schmalkalden-Meinigen genehmigt.

9. Ausfertigung: Die Übereinstimung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes mit dem Willen des Stadtrates, sowei die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens
werden bekundet.

Schmalkaldenl, den

                                                            Siegel                                  Kaminski
                                                                                                        Bürgermeister

2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den
Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat in der Zeit vom 02.01.2024 bis 30.01.2024 stattgefunden.

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den
Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans hat in der Zeit vom 11.12.2023 bis 12.01.2024 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Schmalkalden am
.............. gebilligten Fassung vom ........... wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .............. bis ............... beteiligt.

5. Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der von der Stadtverwaltung Schmalkalden am ..........
gebilligten Fassung vom .......... wurde mit der Begründung und den Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom ............. bis ................ öffentlich ausgelegt.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl 2023 I Nr. 394)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

A. Zeichenerklärung

I. Zeichnerische Festsetzungen
(§ 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit der BauNVO der PlanzV 90)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 11 BauNVO)

Sondergebiet mit integrierter landwirtschaftlicher Nutzung
mit der Zweckbestimmung - Agri-Photovoltaik
(§11 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1  Nr. 1 BauGB und § 11 Abs. 2 BauNVO)

Baugebiet Sondergebiet

(als Höchstmaß §§ 16 u. 19 BauNVO)
in senkrechter Position der Solarmodule

Agro-Photovoltaikanlage

Grundflächenzahl (GRZ) 0,6

Zweckbestimmung

Gebäudehöhe und max. zulässige Anlagenhöhe

(über OK Geländehöhe als Höchstmaß
§ 16 BauNVO)

5,00 m

überbaubare Grundstücksfläche (Baufeld)

Baugrenze

nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft / Flächen
und Maßnahmen zum Ausgleich
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 sowie Abs. 1a BauGB)

II. Sonstige zeichnerische Festsetzungen

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

176,31 Maßangabez.B.

III. Nachrichtliche Übernahmen / Kennzeichnungen

IV. Bestandsangaben

Agri-PV

Fläche zum Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen
(Vermeidungsmaßnahme V 2)

Fläche für die Landwirtschaft

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1  Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1  Nr. 11 BauGB

5. Versorgungsanlagen und -leitungen
(§ 9 Abs. 1  Nr. 13 BauGB

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen:

V 1 Verzicht auf Beleuchtung (Vermeidungsmaßnahme V 1)

V 2

Ausgleichsmaßnahmen:

Entwicklung von extensiven Grünland im Bereich der nicht überbaubaren
Sondergebietsfläche und zwischen den Modulreihen innerhalb des
Sondergebietes "Agri-Photovoltaik-Anlage" (Ausgleichsmaßnahme A 1)

A 1

Höhen in m ü NN

Verwendung kleintierdurchlässiger ZäuneM 1

Öffentliche Verkehrsfläche
betriebsbedingte Erschließung des Sondergebietes
über vorhandenen landwirtschaftlichen Weg

 SO

Nachrichtliche Übernahme: Naturpark "Thüringer Wald"NP

Flurstücksgrenze

1012

 3

z.B. Flurstücksnummer

Vorhandene Wege

Gebäude im Bestand

Flurgrenze

Gemarkungsgrenze

Nachrichtliche Übernahme: Gesetzlich geschützte Biotope
nach der Biotoptypenkartierung Thüringer Landesanstalt für
Umwelt, Bergbau und Naturschutz
Hinweis: Die Lage ist abweichend vom tatsächlichen Bestand.

V V

V

VV

V

B

Erhalt des gesetzlich geschützten Biotops "Lesesteinhaufen mit Gehölzen
und ruderalen Grasfluren"
 (Vermeidungsmaßnahme V 3)

V 3

Informationskabel der TEAG Thüringer Energie AG
Hochspannungsleitung der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KG

Hochspannungsleitung der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KG

Betriebsarbeitsschutzzone Leitungen

Betriebsarbeitsschutzzone Leitungen

Entwicklung von extensiven Grünland entlang der Waldstrukturen
(Ausgleichsmaßnahme A 2)

A 2

T T T T T T T T T T T T

T
T

T
T

TTTTTTTTTTTT

T
T

T
T

9.4.1 Von den Modulen darf keine andauernde Blendwirkung ausgehen. Verkehrsteilnehmer dürfen durch die
Module nicht geblendet werden. Sollte sich nach Inbetriebnahme der Anlage eine Blendwirkung herausstellen,
ist eine Abschirmung anzubringen. Dies kann entweder in Form von entsprechend dimensionierten
Gehölzpflanzungen oder baulichen Maßnahmen am Zaun ausgeführt werden. Der Zaun darf dafür in
notwendigem Maße am Ort der Blendschutzmaßennahmen erhöht werden.

9.4.2 Die von der Anlage ausgehenden Geräusche, wie tieffreqente vom Tansformator abstrahlende
Geräusche, der Lärm, den Wartungsarbeiten, müssen bei nächstgelegenen Wohngebäuden die in der TA Lärm
genannten Anforderungen erfüllen. Insbesondere müssen die Beurteilungspegel des Anlagenlärms
nachstehend genannte Immissionswerte um jeweils 6 db (A) unterschreiten. Folgende
Immissionsschutzrichtwerte gelten für die Immissionsorte:

- tags ( 6:00 - 22.00 Uhr: 60 db (A) für MD / 55 dB (A) für WA und
- nachts (22.00 - 6.00 Uhr): 45 dB (A) für MD / 40 dB (A) für WA

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Richtwert tags um nicht mehr als 30 dB (A) und nachts nicht
mehr als 20 dB (A) überschreiten. Für tieffrequente Geräusche sind die Anforderungen der DIN 45680
maßgeblich. Bei Beschwerden über den Lärm, den der Betrieb der Anlage verursacht, kann die Gemeinde den
Nachweis anhand von Immissionsmessungen nach TA Lärm und/oder der DIN 45680 fordern. Die Ergebnisse
dieser Messung sind spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Aufforderung durch die Gemeinde vom
Vorhabensträger kostenfrei vorzulegen. Lärmintensive Wartungsarbeiten, wie z.B. Mäharbeiten, sind nur
werktags tagsüber, in der Zeit von 6.00 - 22.00 Uhr zulässig.
9.4.3 Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist unzulässig.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 23 b und Abs. 2 Nr. 2 BauGB, § 1 Abs. 3 BauNVO )

B. Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung

Gemäß Planzeichnung ist das Sondergebiet Erneuerbare Energien nach § 11 Abs. 2 BauNVO als Sonstiges
Sondergebiet mit Zweckbestimmmung "Agri-PV-Photovoltaikanlage (SO Agri-PV) festgesetzt.

6.1.1 Die Versiegelung von Flächen im Sondergebiet ist auf die erforderlichen Gebäudefundamente zu
beschränken. Die Modultische sind mit Rammfundamente in den Boden zu verankern.

6.1.2. Die Solarmodule sind aufzuständern. Die Flächen zwischen den Solarmodulen werden als
Grünlandfläche genutzt und sind entsprechend zu bewirtschaften.

4. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer
 Zweckbestimmung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Für neu anzulegende bzw. auszubauende Verkehrsflächen innerhalb des Sondergebiets wird eine
Maximalbreite von 3,00 m, im Bereich von Kurven von 4,00 m festgesetzt. Sind während der Bauphase der
Photovoltaikanlage größere Wegebreite, beispielsweise für die Anlieferung einzelner Bauteile notwendig,
sind diese im Anschluss an die Bauphase auf die jeweilig festgesetzte Maximalbreite zurückzubauen.

Notwendige neue befestigte Flächen innerhalb der Baugrenzen sind wassergebunden auszuführen.

5. Ver- und Entsorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

5.2. Zu den vorhandenen Gehölzen ist ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten.

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.1.4. Anfallendes Regenwasser darf nicht abgeleitet werden und ist auf der Fläche großflächig zu
versickern.

6.1.3. Die Verkabelung zwischen den Modulen und von den Modulen zu den Wechselrichtern ist oberirdisch
am Montagegestelle zu führen.

6.1. Maßnahmen zum Boden- und Grundwasserschutz

6.2. Naturschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (Diese Maßnahmen sind als Grünordnerische
Maßnahmen in der Planzeichnung ausgewiesen.)

1.1. Zulässig sind ausschließlich:

- die landwirtschaftliche Nutzung sowie die integrierte landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Modulreihen
- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaik-Anlagen zum Zweck der Stromerzeugung in aufgeständerter Form
   in einem Reihenabstand von mindestens 9 m
- technische und bauliche Nebenanlagen, die für die Betreibung der Solaranlagen erforderlich sind
- Betriebsgebäude zum Zwecke der Anlagensteuerung
- Gebäude zur Stromspeicher zur Zwischenspeicherung des durch die PV-Freiflächenanlage erzeugten Stroms.

Innerhalb des in der Planzeichnung festgesetzten Sondergebietes sind ausschließlich Anlagen zulässig, zu deren
Durchführung sich der Vorhabensträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.3. Die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzten Anlagen und Einrichtungen sind bis zu dem
Zeitpunkt zulässig, an dem sie nach Fertigstellung und Inbetriebnahme für einen Zeitraum von mehr als 18
Monaten nicht betrieben wurden. Eine Rückbauverpflichtung entsteht ab dem Zeitpunkt einer Unzulässigkeit
der Nutzung. Nach Beendigung der Nutzung sind die Solaranlagen einschließlich der errichteten
Nebenanlagen sowie die Betriebsgebäude innerhalb einer 12-Monatsfrist zurückzubauen. Der Rückbau ist
durch eine Baulast zu sichern. Hinweis: Die Pflicht für den Rückbau ist im Durchführungsvertrag mit der
Stadtverwaltung Schmalkalden vertraglich zu regeln.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.2. Die Gesamthöhe der Module einschließlich Tragekonstruktion darf 5,00 m nicht überschreiten. Die
maximale Höhe für bauliche Nebenanlagen beträgt 5,00 m, jeweils über Geländeoberfläche. Gemessen
wird ab Oberkante bestehendem Gelände (vgl. Höhenlinien in der Planzeichnung).

3. Überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

3.1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Einzeichnungen im Plan (Baugrenze) festgesetzt.

3.2. Für den Betrieb der Agri-Photovoltaikanlage erforderlichen Nebenanlagen, Zuwegungen und Stellplätze
sind innerhalb der Baufelder allgemein zulässig.

6.2.1. Vermeidungsmaßnahme V 1: Beleuchtungen sind im gesamten Geltungsbereich des
vorhabensbezogenen Bebauungsplans unzulässig.

9.1. Grünordnung
Die Standorte der dargestellten Bestandsgehölze wurden nicht eingemessen. Abweichungen zwischen
dargestelltem und tatsächlichem Standort sind möglich.
Für die einzelnen gründordnerischen Maßnahmen sind Maßnahmeblätter mit Festlegungen zur konkreten
Umsetzung und Pflege zu beachten. Diese liegen den Umweltbericht und Grünordnungsplan als Anlage bei.

6.2.2. Vermeidungsmaßnahme V 2: Erhalt der vorhandenen Gehölz- und Waldflächen. Dauerhafte Pflege
innerhalb des Geltungsbereichs. Bei Bedarf und für die Herstellung der Verkehrssicherung Durchführung von
einen fachgerechten Pflegeschnitt. Die Gehölzpflege ist nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. eines Jahres
aus Artenschutzgründen zulässig (§ 39 Abs. 5 Nummer 2 BNatSchG).

2.1. Die maximal überbaubare Grundfläche ist durch die in der Nutzungsschablone in der Planzeichnung
(Teil A) eingetragene Grundflächenzahl festgesetzt. Die Grundflächenzahl bezieht sich auf die
Photovoltaikmodule in waagerechter Position. Maßgebend ist dabei die als Sondergebiet mit integrierter
landwirtschaftlicher Nutzung mit der Zweckbestimmung "Agri-Photovoltaikanlage" gekennzeichnete Fläche.

3.3. Die im zeichnerischen Teil festgesetzten Baugrenzen dürfen nicht überschritten werden. Davon
ausgenommen sind Einfriedigungen als Drahtzaun bis 2,25 m Höhe, gemessen ab fertiger Geländehöhe in
m. Im Bereich der Zufahrten dürfen die Zaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein. Höhe mit jeweils mindestens
20 cm Bodenfreiheit.

6.3.1. Ausgleichsmaßnahme A 1: Entwicklung vo extensiven Grünland im Bereich der nicht überbaubaren
Sondergebietsfläche und zwischen den Modulreihen. Die Grünlandflächen sind extensiv zu pflegen.
Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. Die Ausgleichsmaßnahme A 1 ist
dauerhaft zu erhalten und zu sichern.

6.3. Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen im Bereich des Sondergebietes
(§ 9 Abs. 1a BauGB)

7.2.2. Minimierungsmaßnahme M1: Der Bodenabstand des Zaunes (Bodenoberkante – Zaununterkante) hat
durchgängig mindestens 20 cm zu betragen. Mit dieser Maßnahme wird die Zerschneidung von
Lebensräumen gemindert. Sockel sind nicht zulässig.

1.2. Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen darf
höchstens 15 % der Sondergebietsfläche Agri-Photovoltaikanlage betragen.

3.4. Flächenbewirtschaftung innerhalb des Geltungsbereiches
Nichtüberbaubare Grundstücksflächen sind als landwirtschaftliche Nutzfläche zu erhalten, soweit keine
anderweitige Grünordnerische Maßnahme festgesetzt wird.

9. Hinweise

7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 88 Abs. 2 ThürBO)

7.1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen
(§ 88 Abs. 2 ThürBO)

7.1.1 Die Solarmodule sind mit einer reflexionsmindernden Beschichtung auszustatten.

7.1.2 Die Oberflächen der Konstruktionselemente (Rahmen und Unterkonstruktionen) sowie der Nebenanlagen
sollen reflexionsarm sein.

7.1.3 Alle im Plangebiet zu errichtenden Solarmodule sollen von gleicher Bauart sowie in Farbe und
Ausführung identisch sein. Bei einem späterem Austausch einzelner Module können Ausnahmen im geringen
Umfang zugelassen werden.

7.2. Einfriedungen
(§ 83 Abs. 1  Nr. 4  ThürBO)

7.2.1 Einfriedungen sind innerhalb des Geltungsbereiches zulässig. Es sind ausschließlich Maschendraht- bzw.
Gitterstabzäune mit einer maximalen Höhe von 2,25 m einschließlich Übersteigschutz zu verwenden. Im
Bereich der Zufahrt dürfen die Zaunanlagen bis zu 2.75 m hoch sein.

8. Nachrichtliche Übernahmen
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

8.1. Schutzgebiete

9.2. Denkmalschutz
Aus dem Umfeld des Plangebietes liegen Hinweise auf den Standort einer mittelalterlichen Wüstung vor. Eine
archäologische Begleitung ist erforderlich. Bei Erdarbeiten kann jederzeit mit unbekannten Bodendenkmälern
oder Bodenfunden gerechnet werden. Archäologische Bodenfunde und historische Siedlungsreste sind im
Sinne des § 16 ThürDSchG unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt
für Denkmalpflege und Archäologie, anzuzeigen.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparkes "Thüringer Wald". Im südwestlichen Bereich
des Plangebietes befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz
i.V.m. § 15 Thüringer Naturschutzgesetz, hier: 4710 Lesesteinhaufen mit Gehölzen und ruderalen
Grasfluren. Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebiete bzw. -objekte sind nicht betroffen.

Das Plangebiet liegt außerhalb von wasserschutzrechtlichen Schutzgebieten.

9.3. Straßenschäden
Schäden, die an öffentlichen Straßen oder Wegen entstehen, die während der Bauzeit für
Baustellentransporte genutzt werden, sind mit Abschluss des Bauvorhabens zu beheben.
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9.4. Immissionsschutz

5.1. Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans verlaufen Stromversorgungsanlagen der TEN
Thüringer Energienetze GmbH und Co.KG. Es handelt sich um eine Hochspannungsleitung. Im Planbereich
verläuft des Weiteren ein Informationskabel der TEAG Thüringer Energie AG. Der Leitungsverlauf und die
Schutzabstände sind in der Planzeichnung dargestellt. Der Begründung Punkt 4.5 sind die einzuhaltenden
Auflagen zu entnehmen.

6.2.3. Vermeidungsmaßnahme V 3: Der gesetzlich geschützte Biotop, hier: Lesesteinhaufen mit Gehölzen
und ruderalen Grasfluren ist zu erhalten.

6.3.2. Ausgleichsmaßnahme A 2: Entwicklung vo extensiven Grünland entlang der Waldstrukturen. Die
Grünlandflächen sind extensiv zu pflegen. Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht
zulässig. Die Ausgleichsmaßnahme A 2 ist dauerhaft zu erhalten und zu sichern.


